
 
Allgemeine Lieferbedingungen der Unimate Electronics GmbH 

 
 

 
§ 1 Geltungsbereich 

 
(1) Unsere Lieferbedingungen gelten im Geschäftsverkehr ge-

genüber Unternehmern. Entgegenstehende oder von unseren 
Lieferbedingungen abweichende Bedingungen des Bestellers 
erkennen wir nicht an, es sei denn, wir haben ausdrücklich 
schriftlich ihrer Geltung zugestimmt.  

 
(2) Unsere Lieferbedingungen gelten auch dann, wenn wir in 

Kenntnis entgegenstehender oder von unseren Lieferbedin-
gungen abweichender Bedingungen des Bestellers die Liefe-
rung an den Besteller vorbehaltlos ausführen.  

 
(3) Unsere Lieferbedingungen gelten auch für alle zukünftigen 

Geschäfte mit dem Besteller, soweit es sich um Rechtsge-
schäfte verwandter Art handelt. 

 
§ 2 Angebot 

 
Ist die Bestellung als Angebot gemäß § 145 BGB zu qualifizieren, 
so können wir dieses innerhalb von zwei Wochen annehmen.  
 

§ 3 Preise und Zahlung 
 
(1) Sofern nichts Gegenteiliges schriftlich vereinbart wird, verste-

hen sich unsere Preise netto ab Werk. Kosten der Verpa-
ckung werden gesondert in Rechnung gestellt.  

 
(2) Zahlungen sind ausschließlich auf eines unser auf der Rech-

nung angegebenen Konto zu leisten. Der Abzug von Skonti 
ist nur bei besonderer schriftlicher Vereinbarung zulässig. 

 
(3) Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart wurde, ist der 

Kaufpreis unverzüglich nach Rechnungsstellung zur Zahlung 
fällig. 

 
§ 4 Aufrechnung und Zurückbehaltungsrechte 

 
Der Besteller kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die 
unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. Zur Ausübung 
eines Zurückbehaltungsrechts ist der Besteller nur insoweit befugt, 
als sein Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis 
beruht.  
 

§ 5 Lieferzeit 
 
(1) Der Beginn der von uns angegebenen Lieferzeit setzt die 

Abklärung aller technischen Fragen sowie die rechtzeitige 
und ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Be-
stellers voraus. Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages 
bleibt vorbehalten.  

 
(2) Kommt der Besteller in Annahmeverzug oder verletzt er 

schuldhaft sonstige Mitwirkungspflichten, so sind wir berech-
tigt, den uns insoweit entstehenden Schaden, einschließlich 
etwaiger Mehraufwendungen, ersetzt zu verlangen. Weiter-
gehende Ansprüche bleiben vorbehalten. 

 
§ 6 Gefahrübergang 

 
(1) Sofern nicht schriftlich etwas Abweichendes vereinbart wur-

de, erfolgt die Lieferung „ab Werk“.  
 
(2) Wird die Ware auf Wunsch des Bestellers an diesen ver-

sandt, so geht mit der Absendung an den Besteller die Gefahr 
des zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechte-
rung der Ware auf den Besteller über. Dies gilt unabhängig 
davon, von wo die Versendung der Ware erfolgt und wer die 
Frachtkosten trägt.  

 
(3) Wir werden die Lieferung gegen die üblichen Transportrisiken 

versichern. Die insoweit anfallenden Kosten trägt der Bestel-
ler, sofern nicht schriftlich etwas anderes vereinbart wurde.  

 

(4) Wenn der Versand oder die Zustellung aus vom Besteller zu 
vertretenden Gründen verzögert wird oder der Besteller aus 
sonstigen Gründen in Annahmeverzug kommt, so geht die 
Gefahr auf den Besteller über.  

 
§ 7 Eigentumsvorbehalt 

 
(1) Die Gegenstände der Lieferungen (Vorbehaltsware) bleiben 

bis zur vollständigen Zahlung sämtlicher Forderungen aus der 
Geschäftsverbindung unser Eigentum. Wir sind berechtigt, 
die Vorbehaltsware zurückzunehmen, wenn der Besteller sich 
vertragswidrig verhält. In der Zurücknahme der Vorbehaltswa-
re durch uns liegt ein Rücktritt vom Vertrag. Wir sind nach 
Rücknahme der Vorbehaltsware zu deren Verwertung befugt, 
der Verwertungserlös ist auf die Verbindlichkeiten des Bestel-
lers - abzüglich angemessener Verwertungskosten - anzu-
rechnen.  

 
(2) Der Besteller ist verpflichtet, die Vorbehaltsware pfleglich zu 

behandeln, insbesondere ist er verpflichtet, diese auf eigene 
Kosten gegen Feuer-, Wasser- und Diebstahlschäden ausrei-
chend zum Neuwert zu versichern.  

 
(3) Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat uns der 

Besteller unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, damit 
wir Klage gemäß § 771 ZPO erheben können. Soweit der 
Dritte nicht in der Lage ist, uns die gerichtlichen und außerge-
richtlichen Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO zu erstat-
ten, haftet der Besteller für den uns entstehenden Ausfall.  

 
(4) Der Besteller ist berechtigt, die Vorbehaltsware im ordentli-

chen Geschäftsgang weiter zu verkaufen. Er tritt uns jedoch 
bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des Rechnungsendbe-
trages (einschließlich Mehrwertsteuer) unserer Forderungen 
ab, die ihm aus der Weiterveräußerung gegen seine Abneh-
mer oder Dritte erwachsen. Diese Abtretung ist unabhängig 
davon, ob die Vorbehaltsware ohne oder nach Verarbeitung 
weiterverkauft worden ist. Zur Einziehung dieser Forderung 
bleibt der Besteller auch nach der Abtretung ermächtigt. Un-
sere Befugnis, die Forderung selbst einzuziehen bleibt hier-
von unberührt. Wir verpflichten uns jedoch, die Forderung 
nicht einzuziehen, solang der Kunde seinen Zahlungsver-
pflichtungen aus den vereinnahmten Erlösen nachkommt, 
nicht in Zahlungsverzug gerät und insbesondere kein Antrag 
auf Eröffnung eines Vergleichs oder Insolvenzverfahrens ge-
stellt ist oder Zahlungseinstellung vorliegt. Ist aber dies der 
Fall, so können wir verlangen, dass der Besteller uns die ab-
getretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, 
alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazuge-
hörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) 
die Abtretung mitteilt.  

 
(5) Die Verarbeitung oder Umbildung der Vorbehaltsware durch 

den Besteller wird stets für uns vorgenommen. Wird die Vor-
behaltsware mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenstän-
den verarbeitet, so erwerben wir das Miteigentum an der 
neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware 
(Rechnungsendbetrag einschließlich Mehrwertsteuer) zu den 
anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit der Verarbei-
tung. Für die durch Verarbeitung entstehende Sache gilt im 
übrigen das Gleiche wie für die Vorbehaltsware.  

 
(6) Wird die Vorbehaltsware mit anderen, uns nicht gehörenden 

Gegenständen untrennbar vermischt, so erwerben wir das 
Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes 
der Vorbehaltsware (Rechnungsendbetrag einschließlich 
Mehrwertsteuer) zu den anderen vermischten Gegenständen 
zum Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die Vermischung in 
der Weise, dass die Sache des Bestellers als Hauptsache 
anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Besteller uns 
anteilmäßig Miteigentum überträgt. Der Besteller verwahrt 
das so entstandene Alleineigentum oder Miteigentum für uns. 

 



(7) Soweit der Wert aller Sicherungsrechte, die uns zustehen, die 
Höhe aller gesicherten Ansprüche um mehr als 20% über-
steigt, werden wir auf ausdrücklichen Wunsch des Bestellers 
einen entsprechenden Teil der Sicherungsrechte freigeben. 
Die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten obliegt uns.  

 
§ 8 Sachmängelhaftung und Mängelrüge 

 
(1) Sachmängelansprüche des Bestellers setzen voraus, dass 

dieser seinen nach § 377 HGB geschuldeten Untersuchungs- 
und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß nachgekommen ist. 

 
(2) Der Besteller hat erkennbare Mängel unverzüglich, spätes-

tens jedoch innerhalb von 14 Tagen nach Eingang der Ware, 
verdeckte Mängel unverzüglich nach ihrer Entdeckung, spä-
testens jedoch zwölf Monate nach Eingang der Ware schrift-
lich geltend zu machen. Andernfalls gilt die Ware als geneh-
migt. Die bloße Rücksendung der Ware stellt keine ord-
nungsgemäße Mängelrüge dar.  

 
(3) Der Besteller kommt seiner geschuldeten Untersuchungsob-

liegenheit nur dann ordnungsgemäß nach, wenn er die abge-
lieferte Ware chargenweise in angemessenen Stichproben 
gemäß dem AQL-System (Acceptable Quality Level System, 
DIN 40080) auf Fehler untersucht.  

 
(4) Sachmängelansprüche verjähren in zwölf Monaten. Dies gilt 

nicht, soweit das Gesetz gemäß § 479 Abs. 1 BGB längere 
Fristen vorschreibt, sowie in Fällen der Verletzung des Le-
bens, des Körpers oder der Gesundheit, bei einer vorsätzli-
chen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung unsererseits 
und bei arglistigem Verschweigen eines Mangels.  

 
(5) Die Ansprüche des Bestellers aus Sachmängelhaftung sind 

auf das Recht, vom Vertrag zurückzutreten, beschränkt. Von 
dieser Beschränkung ausgenommen ist die Haftung für 
Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesund-
heit, die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtver-
letzung unsererseits oder eines unserer gesetzlichen Vertre-
ter oder Erfüllungsgehilfen beruhen sowie die Haftung für 
sonstige Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grob fahr-
lässigen Pflichtverletzung unsererseits oder eines unserer 
gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen sowie 
die Haftung für Schäden wegen der Verletzung wesentlicher 
Rechte und Pflichten, deren Verletzung die Erreichung des 
Vertragszwecks gefährdet.  

 
(6) Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Ab-

weichung von der vereinbarten Beschaffenheit, bei nur uner-
heblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, bei natürlicher 
Abnutzung oder Verschleiß, bei Schäden, die nach dem Ge-
fahrübergang infolge fehlerhafter oder nachlässiger Behand-
lung, übermäßiger Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmit-
tel oder aufgrund besonderer äußerer Einflüsse entstehen, 
die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. Werden vom 
Besteller oder von Dritten unsachgemäße Verarbeitung oder 
Änderungen vorgenommen, so bestehen für diese und die 
daraus entstehenden Folgen ebenfalls keine Mängelansprü-
che.  

 
(7) Weitergehende oder andere als die hier in § 8 geregelten 

Ansprüche des Bestellers gegen uns und unsere Erfüllungs-
gehilfen wegen eines Mangels sind ausgeschlossen. 

(8) Eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware im Sinne des 
§ 443 BGB übernehmen wir nur, wenn wir hierzu ausdrücklich 
schriftlich zugestimmt haben.  

 
(9) Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen den Lieferer ge-

mäß § 478 BGB bestehen nur insoweit, als der Besteller mit 
seinem Abnehmer keine über die gesetzlichen Mängelan-
sprüche hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat. Im 
Falle eines Lieferregresses ist der Besteller verpflichtet, uns 
hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Zudem gilt die 
Vermutung des § 476 BGB nur dann, wenn der durchgeliefer-
te Gegenstand nicht länger als zwölf Monate beim Besteller 
gelagert wurde.  

 
§ 9 Gesamthaftung 

 
(1) Schadens- und Aufwendungsersatzansprüche des Bestellers, 

gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Ver-
letzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus uner-
laubter Handlung, sind ausgeschlossen.  

 
(2) Dies gilt nicht, soweit zwingend gehaftet wird, z.B. nach dem 

Produkthaftungsgesetz, in Fällen des Vorsatzes, der groben 
Fahrlässigkeit, wegen der Verletzung des Lebens, des Kör-
pers oder der Gesundheit, wegen der Verletzung wesentli-
cher Vertragspflichten. Schadens- und Aufwendungsersatz-
ansprüche für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten 
sind jedoch auf den vertragstypischen, vorhersehbaren 
Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit vorliegt oder wegen der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit gehaftet wird.  

 
(3) Soweit unsere Haftung ausgeschlossen oder beschränkt ist, 

gilt dies auch für die persönliche Haftung unserer Angestell-
ten, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter und sonstiger Erfül-
lungsgehilfen. Darüber hinaus haften wir nicht für das Ver-
schulden unserer sonstigen Erfüllungsgehilfen, soweit sich 
dieses nicht auf vertragswesentliche Pflichten bezieht.  

 
§ 10 Sonstige Bestimmungen 

 
(1) Dieser Vertrag und die gesamten Rechtsbeziehungen der 

Parteien unterliegen dem Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG).  

 
(2) Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus 

diesem Vertrag ist, soweit der Besteller Kaufmann ist, Mün-
chen. Wir sind jedoch auch berechtigt, am Sitz des Bestellers 
zu klagen. 

 
(3) Alle Vereinbarungen, die zwischen uns und dem Besteller 

zwecks Ausführung der Bestellung getroffen werden, sind 
schriftlich niederzulegen. 

 
(4) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam 

sein oder werden oder eine Lücke enthalten, so bleiben die 
übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Die Parteien ver-
pflichten sich, anstelle der unwirksamen Regelung eine sol-
che gesetzlich zulässige Regelung zu treffen, die dem wirt-
schaftlichen Zweck der unwirksamen Regelung am nächsten 
kommt bzw. diese Lücke ausfüllt. 

 
 

Unimate Electronics GmbH, Haar bei München, Juli 2005 


